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Drucksache V/2160 


Der Bundesminister für Gesundheitswesen 

I B 7 — 125 — 3— 111/67 


Bad Godesberg, den 6, Oktober 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr,: Verwaltungs Vereinbarung zwischen dem Bundesmini- 
ster für Gesundheitswesen, dem Bundesminister des 
Innern und dem Bundesminister der Verteidigung über 
die Zahl der der Bundeswehr zur Verfügung stehenden 
Ärzte, Zahnärzte, Apotheker und Tierärzte 

hier: Sachstandsbericht 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 11. Mai 1967 
— Drucksache V/1698 - — 


Zwischen dem Bundesminister des Innern, dem Bundesminister 
der Verteidigung und meinem Hause ist nunmehr eine Einigung 
über den Text der Verwaltungsvereinbarung über die Zahl der 
der Bundeswehr zur Verfügung stehenden Ärzte, Zahnärzte, 
Apotheker und Tierärzte erzielt worden. Der Text dieser Ver- 
waltungsvereinbarung ergibt sich aus der Anlage. 

Die Verwaltungs Vereinbarung liegt z. Z. den beteiligten Res- 
sorts zur Unterschrift vor. 


Käte Strobel 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Druckasche V/2160 


V er waltungs vereinbar ung 

zwischen 

dem Bundesminister für Gesundheitswesen, 
dem Bundesminister des Innern und 
dem Bundesminister der Verteidigung 

über die Zahl der der Bundeswehr zur Ver- 
fügung stehenden Ärzte, Zahnärzte, Apotheker 
und Tierärzte 


I. 

1. Dem Sanitätsdienst der Bundeswehr stehen für 
Spannungszeiten und für den Verteidigungsfall nach 
dem Stand der Statistik vom 31. Dezember 1964 zur 
Verfügung 

8 500 Ärzte 

1 400 Zahnärzte ohne Kieferchirurgen 
1 050 Apotheker 
150 Tierärzte. 

In diesen Zahlen sind die aktiven Sanitätsoffiziere 
der Bundeswehr enthalten. 

2 . Im einzelnen umfassen die unter Nummer 1 
genannten Ärzte 

a) Ärzte ohne Facharztanerkennung: .... 5 620 
Von diesen sollen nicht mehr als 11 °/o Ärzte 
mit einer chirurgischen Ausbildung von 5 
Jahren oder länger sein. 

b) Ärzte mit Facharztanerkennung bzw. Spezial- 


ausbildung: 

1. Chirurgen 484 

2. Neurochirurgen 10 

3. Urologen 70 

4. Orthopäden 139 

5. Gynäkologen 385 

6. Internisten 936 

7. Dermatologen 180 

8. Ophthalmologen 227 

9. HNO-Ärzte 214 

10. Röntgenologen, davon nicht mehr 

als 20 Strahlenschutzärzte 100 

11. Anaesthesisten 25 

12. Laboratoriumsdiagnostiker 33 

13. Kieferchirurgen 38 

14. Hygieniker 24 

15. Pathologen 10 

16. Toxikologen 5 


Aktive Sanitätsoffiziere, die Fachärzte sind, werden 
ohne Rücksicht auf ihre Verwendung auf die unter 
Nummer 2 Buchstabe b genannten Zahlen angerech- 
net, wenn sie als Truppenärzte oder in Lazaretten/ 
Instituten Verwendung finden. 


3 . Die Zahl der dem Sanitätsdienst der Bundes- 
wehr zur Verfügung stehenden Ärzte, Zahnärzte, 
Apotheker und Tierärzte soll jeweils nach 3 Jahren, 
auf Antrag eines der beteiligten Ressorts (Bundes- 
minister für Gesundheitswesen, Bundesminister der 
Verteidigung, Bundesminister des Innern und Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung) auch 
früher, anhand der dann vorliegenden statistischen 
Zahlen neu festgesetzt werden. 

4 . Die für militärische Einheiten/Dienststellen über- 
wiegend tätigen Vertragsärzte sind auf die unter 
Nummer 2 genannten Ärzte anzurechnen. Der Ein- 
satz von Ärzten in Notfällen bleibt unberücksichtigt. 

5 . Die Bundeswehr wird ihren Bedarf an Sanitäts- 
offizieren der Reserve in der Regel aus Wehrpflich- 
tigen decken, die nicht älter als 48 Jahre sind. 

6 . Folgende Gruppen von Ärzten, Zahnärzten, 
Apothekern und Tierärzten stehen nicht für den 
Sanitätsdienst der Bundeswehr zur Verfügung: 

a) Ärzte und Apotheker des Bundes und der 
obersten Landesgesundheitsbehörden sowie 
Tierärzte des Bundes und der obersten Lan- 
desveterinärbehörden 

b) Medizinaldezementen, Veterinärdezernenten 
und Pharmaziedezernenten der Mittelbehör- 
den und ihre Stellvertreter 

c) Amtsärzte und ihre Stellvertreter 

d) Leiter der Medizinaluntersuchungsämter und 
ihre Stellvertreter 

e) Amtstierärzte, Leiter von Veterinärunter- 
suchungsämtern und Tiergesundheitsämtern, 
tierärztliche Leiter von Schlachthöfen 

f) Ärzte, die im Strahlenschutz mindestens 3 
Monate besonders ausgebildet sind, soweit 
sie nicht nach Nummer 2 Buchstabe b von 
der Bundeswehr in Anspruch genommen 
werden 

g) Hauptberuflich tätige Ärzte in den DRK- 
Blutspendezentralen, in dem Südbayerischen 
Blutspendedienst München, in dem Zentral- 
institut für das Blutspendewesen der Freien 
und Hansestadt Hamburg und in solchen 
Blutspendediensten, über die Einvernehmen 
zwischen der Bundeswehrverwaltung und 
dem Land hergestellt worden ist, sowie die 
über 48 Lebensjahre alten, in den sonstigen 
Blutspendediensten tätigen Ärzte 

h) Hauptberuflich in der Produktion und Prü- 
fung von Impfstoffen und Sera tätige Ärzte, 
Apotheker und Tierärzte 

i) Hauptberuflich in der Arzneimittel- und 
Futtermittelherstellung tätige über 48 Jahre 
alte Ärzte, Tierärzte und Apotheker 

j) Hauptamtliche Ärzte der Deutschen Bundes- 
bahn 
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k) Hauptamtliche Ärzte der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung 

l) Leiter der Haupt- und Nebenstellen der ver- 
trauensärztlichen Dienststellen in der Sozial- 
versicherung sowie in Großstädten auch 
deren Stellvertreter 

m) Hauptamtliche Orthopäden der orthopädi- 
schen Versorgungsstellen 

n) Ärzte, die von der zuständigen Behörde für 
Dienstleistungen im Zivilschutz und zur Lei- 
tung der einsatzbereiten Hilfskrankenhäuser 
herangezogen, verpflichtet oder bereit- 
gestellt worden sind, solange sie für die 
Verwendung in den o. g. Aufgabenbereichen 
zur Verfügung stehen 

o) Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte und Apotheker 
(einschl. Vertragsärzte usw.) der Polizei des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden. 

Ausnahmen sind im öffentlichen Interesse zulässig. 


II. 

7 . In einem Regierungs- (Verwaltungs-)bezirk sol- 
len nicht mehr als 11 °/o der Ärzte jeder Sparte, in 
einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt nicht 
mehr als 22 % der Ärzte jeder Sparte für die Bun- 
deswehr beordert werden. 

Ausnahmen sind nur bei Fachärzten im Einver- 
nehmen mit der vom Land bestimmten Stelle zu- 
lässig. 

Bestehen in einem Land keine Regierungs-(Verwal- 
tungs-)bezirke, so tritt hinsichtlich dieser Verein- 
barung an die Stelle des Bezirkes das Land. 

8 . Reicht die Zahl der gemäß Nummer 7 Abs. 1 in 
einem dieser Gebiete für die Bundeswehr zur Ver- 
fügung stehenden Ärzte zur Deckung des Bedarfs 
nicht aus, so ist der Ausgleich über die Grenzen der 
Regierungs-(Verwaltungs-)bezirke, erforderlichen- 
falls auch über die Grenzen des Landes hinaus 
innerhalb der genannten Prozentsätze von der Bun- 
deswehr vorzunehmen. 


III. 

9 . Der Bundesminister der Verteidigung veranlaßt, 
daß den Ländern die bereits für die Bundeswehr 
beorderten Ärzte mit Namen und Anschrift, unter- 


teilt nach Regierungs-(Verwaltungs-)bezirken, Land- 
kreisen und kreisfreien Städten, in diesen getrennt 
nach den Sparten mitgeteilt werden. 

Vor der weiteren Beorderung von Ärzten ist das 
Einvernehmen zwischen den Ländern und der Bun- 
deswehrverwaltung herzustellen. Kommt im Einzel- 
fall eine Einigung nicht zustande, finden die Vor- 
schriften über die Durchführung des UK- Verfahrens 
Anwendung. 

Die Einberufung Wehrpflichtiger aufgerufener Jahr- 
gänge zum Grundwehrdienst bleibt unberührt. 

10 . Der Bundesminister der Verteidigung gibt dem 
Bundesminister für Gesundheitswesen zu Beginn 
jeden Jahres die Zahl der aktiven Sanitätsoffiziere 
sowie die Gesamtzahl der beorderten Ärzte nach 
dem Stand vom Dezember des Vorjahres bekannt. 

11 . Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
wird dem Bundesminister der Verteidigung im 
Laufe des ersten Halbjahres die Zahl der nach dem 
Stand des Monats Dezember des vorangegangenen 
Jahres vorhandenen Ärzte, unterteilt nach Kreisen 
und kreisfreien Städten und getrennt nach Sparten, 
bekanntgeben. 


IV. 

12. Wird wegen des Ausfalls von Sanitätsoffizieren 
durch kriegerische Ereignisse ein Ersatz aus dem 
zivilen Bereich notwendig, so ist das Einverständnis 
der vom Land bestimmten Stelle erforderlich. 

13 . Von den Medizinalassistenten, die bei Eintritt 
des Verteidigungsfalles vorzeitig ihre Bestallung als 
Arzt erhalten, sollen für den Einsatz im Sanitäts- 
dienst der Bundeswehr nicht mehr als 11% heran- 
gezogen werden. Soweit darüber hinaus solche vor- 
zeitig bestallten Ärzte herangezogen werden, ist 
die entsprechende Zahl älterer Ärzte aus der Bun- 
deswehr zu entlassen. 


V. 

14 . Diese Vereinbarung gilt im Verteidigungsfall 
mit der Maßgabe, daß die Zahl der für den Sanitäts- 
dienst der Bundeswehr zur Verfügung stehenden 
Ärzte, Zahnärzte, Apotheker und Tierärzte auf An- 
trag eines beteiligten Ressorts unverzüglich neu 
festgestellt wird. 
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